
Die wirtschaftliche Dynamik hat im
Jahr 2001 weltweit erheblich nachge-
lassen. Die Konjunktur in den USA ist
eingebrochen, in Japan trägt die ge-
samtwirtschaftliche Entwicklung kri-
senhafte Züge und in Europa ging der
kräftige Aufschwung entgegen aller
Erwartung nicht weiter. Massive Öl-
preiserhöhungen zu Beginn des Jahres
sowie die langsame Gangart  der Wirt-
schaft in den USA gaben den Anstoß
für die weltweite Abkühlung der Kon-
junktur.

Auch die deutsche Wirtschaft wurde all-
mählich davon erfasst. Die dämpfenden
weltwirtschaftlichen Einflüsse wurden
verstärkt durch die Folgen der Tierseuchen
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Spare in der Zeit ...
In seinem Plädoyer für eine antizyklische Fi-
nanzpolitik wendet sich der Autor gegen eine
Verteufelung der Nachfragepolitik. Allerdings
müssen für deren Erfolg fünf Bedingungen 
erfüllt sein. S. 3

Konjunkturverbund USA/BRD
Auf Gedeih und Verderb?
Die Wirkungen der US-Konjunktur auf Wirt-
schaft und Arbeitsmarkt in Deutschland sind
groß. Angesichts der gegenwärtigen Flaute in
den USA sind deshalb Spielräume für eigenes
Handeln auszuloten. S. 4

Arbeitszeitpolitik
Flexibilität fördert Beschäftigung
In Verbund mit intelligenter Arbeitsorgani-
sation und Qualifizierung kann ein modernes
Arbeitszeitmanagement Voraussetzungen für
mehr Beschäftigung schaffen, wie der jüngste
Tarifabschluss bei VW zeigt. S. 6

Praktische Theorie
Akerlof und der Markt für Zitronen
Georg Akerlof und zwei weitere US-Ökono-
men haben den Nobelpreis für ihre Arbeiten
zum Phänomen der „Informationsasymme-
trien“ auf Güter- und Dienstleistungsmärkten
erhalten. Es lässt sich zeigen, dass diese Theo-
rie von großem praktischen Wert ist. S. 8

Neuregelung der 630-Mark-Jobs
Sturm im Wasserglas
Trotz der Gesetzesänderung hat sich die ge-
ringfügige Beschäftigung als flexibles Instru-
ment der Personalplanung behauptet. S. 10

Jugendliche
Gelingt der Sprung aus der 
Arbeitslosigkeit?
In zwölf Befunden wird eine Zwischenbilanz
zum Jugendsofortprogramm (JUMP) der
Bundesregierung gezogen. S. 12

Beschäftigungsförderung
Bisher geringe Nachfrage
im Niedriglohnsektor
Die Begleitforschung zu CAST kann vorerst
nicht von größeren Erfolgen der Fördermodel-
le berichten. S. 14

Dieser Ausgabe liegt ein Fragebogen 
für unsere Leserinnen und Leser zur 
Beurteilung der                                     bei.

sowie die eher restriktive Geldpolitik.
Außerdem wird das Wirtschaftswachstum
nach wie vor durch die anhaltende Krise
der Bauwirtschaft gebremst. Dies alles be-
wirkte hierzulande einen konjunkturellen
Rückschlag, der in diesem Ausmaß nicht
erwartet worden war. 

Wirtschaftliche Entwicklung
und Arbeitsmarktbilanz im
Jahre 2001
Insgesamt tendiert die wirtschaftliche
Entwicklung in Deutschland zur Stagna-
tion. Die Zuwachsraten des realen Brutto-
inlandsprodukts wurden von Quartal 
zu Quartal immer kleiner. Dass sie im 
1. Halbjahr 2001 immer noch positiv 
waren, ist allein dem hohen Niveau zu
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Konjunkturentwicklung

Arbeitsmarkt im Zeichen
weltweiter Abkühlung
Im Jahr 2001 stagnieren in Deutschland Wachstum
und Beschäftigung nahezu, die Arbeitslosigkeit steigt 
saisonbereinigt schon seit Jahresbeginn – Erst im 
2. Halbjahr 2002 leichte Besserung zu erwarten –
Sind diese Entwicklungen unausweichlich?
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Tableau zur aktuellen Arbeitsmarktentwicklung

Bruttoinlandsprodukt (real)

Arbeitsvolumen

durchschnittl. Arbeitszeit

Erwerbstätige

registrierte Arbeitslose

2001

0,75 %

-0,6 %

-0,7 %

+50 000

3,85

2002

1,25 % *)

-0,4 %

-0,3 %

-40 000

3,89

ÜÜbbeerrssiicchhtt  Quelle: Eigene Berechnungen; Stand November 2001

**))  Obergrenze des derzeit für wahrscheinlich gehaltenen Wachstumsspektrums

Veränderung gegenüber dem Vorjahr

Jahresdurchschnitt in Mio.
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Wirtschaftliche Entwicklung
und Arbeitsmarktbilanz im
Jahr 2002
Für eine schnelle, deutliche und nachhal-
tige Besserung der weltwirtschaftlichen
Entwicklung gibt es derzeit wenige An-
zeichen.

Von der US-Ökonomie dürften kurzfris-
tig bis zum Jahresende 2001 keine Impul-
se ausgehen, die die anderen Volkswirt-
schaften mitziehen. Zwar ist dort die
Geld- und Fiskalpolitik inzwischen auf
Expansion ausgerichtet worden. Auf-
grund der bekannten Wirkungsverzöge-
rungen dürften positive Impulse – zumal
im internationalen Konjunkturverbund –
aber erst im Verlauf des Jahres 2002 zu
Buche schlagen (vgl. auch den Artikel auf
S. 4). Im gesamten EURO-Raum würde
dies nur allmählich zu einer Belebung
beitragen. Auch die inzwischen gelocker-
te Geldpolitik dürfte sich erst später posi-
tiv auswirken. Die Einführung des EU-
RO-Bargelds wird nach allgemeiner
Einschätzung keinen Preisschub auslö-
sen, auf den die Europäische Zentralbank
mit restriktiven Maßnahmen reagieren
könnte. 

Die Terroranschläge in den USA vom 11.
September 2001 belasten – wie erwähnt –
die weltweite konjunkturelle Grundströ-
mung zusätzlich. Ihre Folgewirkungen
sind derzeit wissenschaftlich fundiert
nicht abschätzbar. Jedenfalls muss davon
ausgegangen werden, dass dadurch die
Risiken für Wachstum, Beschäftigung
und Arbeitslosigkeit auch in Deutschland
größer geworden sind. Intensität und
Dauer dieser Wirkungen sind jedoch un-
gewiss.

So dürfte sich die Konjunktur in Deutsch-
land zwar im Verlauf des Jahres 2002 all-
mählich erholen. Dennoch zeichnen sich
derzeit keine wirklich günstigen Perspek-
tiven für die weitere Entwicklung ab. Es
wird allgemein mit einem realen Wirt-
schaftswachstum von nur 0,7 Prozent bis
1,3 Prozent gerechnet.*)

Selbst im Falle einer Entwicklung an der
Obergrenze des Wachstumsspektrums
(1,25 Prozent) dürfte dann die Arbeitskräf-
tenachfrage – gemessen an der Zahl der
Erwerbstätigen – weiter abnehmen, und
zwar um 0,1 Prozent bzw. 40 000 Perso-
nen (vgl. Übersicht auf S. 1). Da die

glichen. Die Entwicklung des Angebots
hat die Arbeitsmarktbilanz 2001 also
nicht entlastet.

Wie Wirtschaftswachstum und Beschäfti-
gungsdynamik blieb denn auch die Ent-
wicklung der Arbeitslosigkeit hinter den
Erwartungen zurück. Die Zahl der regis-
trierten Arbeitslosen stieg seit Jahres-
beginn saisonbereinigt von Monat zu 
Monat. Aufgrund der Entwicklung von
Erwerbspersonenpotenzial und Beschäfti-
gung erwarten wir im weiteren Jahresver-
lauf bei der Arbeitslosigkeit keinen Um-
schwung, sondern einen weiteren
Anstieg.

Derzeit gibt es zwar keine konkreten An-
haltspunkte für größere Arbeitsmarktwir-
kungen der Terroranschläge vom 11. Sep-
tember 2001. In einigen unmittelbar
betroffenen, größenmäßig aber weniger
bedeutenden Wirtschaftszweigen und Be-
rufsgruppen entwickeln sich die Stellen-
meldungen und Arbeitslosenzahlen aller-
dings deutlich ungünstiger als bisher.
Stärker könnte sich jedoch eine breite 
Verunsicherung von Verbrauchern und
Investoren auswirken. So hat sich das 
Geschäftsklima in der gewerblichen Wirt-
schaft nach den Befragungen des ifo-Insti-
tuts im September drastisch verschlechtert
und zeigte auch im Oktober keine Aufhel-
lung. Ob dies eine Überreaktion gewesen
ist, müssen die kommenden Monate zei-
gen.

Die Arbeitslosenzahlen vom Oktober je-
denfalls legen die Befürchtung nahe, dass
die Entwicklung in den nächsten Monaten
einem eher pessimistischen Szenario fol-
gen wird, in dem sich Belastungen durch
Folgewirkungen der Terroranschläge und
anhaltende Konjunkturschwäche mischen.
Eine analytisch saubere Trennung dieser
Einflüsse ist allerdings nicht möglich.

Wenn sich der Anstieg der (saisonberei-
nigten) Arbeitslosenzahlen im zuletzt be-
obachteten Umfang fortsetzt, dann ergibt
sich für den Jahresdurchschnitt eine Zahl
von rund 3,85 Mio. Arbeitslosen. Dies
sind zwar rund 40 000 weniger als im Vor-
jahr, was aber allein Ergebnis des kräfti-
gen Rückgangs im Verlauf des Jahres
2000 ist. Von dem damals erreichten nie-
drigen Niveau aus sind die absoluten Zah-
len inzwischen wieder spürbar gestiegen.

verdanken, das im Lauf des wachstums-
starken Jahres 2000 erreicht worden war.
Im (saisonbereinigten) Verlauf jedenfalls
stagnierte die gesamtwirtschaftliche Pro-
duktion zur Jahresmitte. Aufgrund der be-
kannten Wirkungsverzögerungen wird
sich die inzwischen gelockerte Geldpoli-
tik erst im Verlauf des nächsten Jahres
auswirken. Das reale Bruttoinlandspro-
dukt des Jahres 2001 dürfte nur um 0,75
Prozent größer sein als im Vorjahr (vgl.
Übersicht auf S. 1). Gegenüber den ur-
sprünglich hohen Erwartungen ist dies als
erheblicher Rückschlag zu werten. Noch
um die Jahreswende war allgemein ein
Wachstum von etwa 2,5 Prozent erwartet
worden.

Das IAB hat zwar schon Anfang 2001 in
seinen Alternativrechnungen auf Risiken
hingewiesen, einer solch dramatischen
Verschlechterung der Entwicklung aber
keine hohe Wahrscheinlichkeit zugemes-
sen.

Infolge der konjunkturellen Schwäche hat
die Arbeitskräftenachfrage in Deutsch-
land nicht mehr zugenommen, der kräfti-
ge Beschäftigungsaufbau kam zum Still-
stand. Auch hier gilt: Allein wegen der
kräftigen Zunahme der Beschäftigung im
Verlauf des Jahres 2000 sind die Verän-
derungsraten im Vorjahresvergleich noch
positiv. Nach den vorläufigen saisonbe-
reinigten Daten des Statistischen Bundes-
amtes waren im Verlauf des 1. Halbjahres
bereits leichte Rückgänge zu verzeichnen.
Und die aktuellen Konjunkturindikatoren
deuten nicht darauf hin, dass die wirt-
schaftliche Entwicklung schon zum Jah-
resende hin wieder Fahrt aufnimmt. 

Deshalb kann bei der Beschäftigung nicht
mit einer schnellen und spürbaren Besse-
rung gerechnet werden. Vielmehr deutet
einiges auf einen weiteren Rückgang der
Erwerbstätigenzahlen hin. Ingesamt dürf-
te die Beschäftigung im Jahresdurch-
schnitt 2001 nur wenig (+0,1 Prozent
bzw. 50 000 Personen) über dem Vorjah-
resstand liegen. Aufgrund der Wachs-
tumsschwäche bleibt dieses Ergebnis weit
hinter den noch vor einem halben Jahr ge-
hegten Erwartungen zurück.

Das Erwerbspersonenpotenzial ist im
Jahr 2001 etwas größer als im Vorjahr
(+50 000 Personen), denn die demogra-
phisch bedingten Rückgänge werden vor
allem durch die weiter kräftig zunehmen-
de Erwerbsbeteiligung mehr als ausge-
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Fortsetzung auf S. 16

*) Seine in Kürze aktualisierte Alternativprojek-
tion wird das IAB auch in der nächsten Aus-
gabe der IAB-Materialien veröffentlichen.



Drittens ist jede Nachfragepolitik zum
Scheitern verurteilt, wenn es im Auf-
schwung zu preistreibenden Lohnerhö-
hungen kommt und schließlich die Noten-
bank auf die Zinsbremse treten muss.
Dieser Zusammenhang war eine der we-
sentlichen Ursachen für die tiefen Be-
schäftigungseinbrüche um 1975, 1982
und auch 1993 sowie für die wachsende
Belastung des Staatshaushalts.
Viertens ist die längerfristig ausschlagge-
bende Größe für Wirtschafts- und Be-
schäftigungswachstum ein zukunftsträch-
tiger Strukturwandel. Hierfür ist es
unverzichtbar, die Anpassungsfähigkeit
der Wirtschaft mit einer Angebotspolitik
zu fördern, die Verkrustungen löst und
die Bedingungen für privates Wirtschaf-
ten verbessert. Nachfragepolitik kann nur
dazu beitragen, das Wachstum kurz- bis
mittelfristig zu verstetigen und dadurch
im Durchschnitt einen höheren Wachs-
tumspfad zu erreichen. Der Erfolg der
Konjunkturpolitik unter Schiller und
Strauß von 1967/68 hatte jedoch manchen
glauben lassen, der Wirtschaftsprozess sei
auch langfristig allein mit globaler Nach-
fragepolitik hinreichend zu steuern.
Fünftens gehört zu einer antizyklischen
Nachfragepolitik in Zeiten der Hochkon-
junktur naturgemäß eine restriktive Fi-
nanzpolitik. Statt bei sprudelnden Steuer-
einnahmen mit zusätzlichen Ausgaben die
Konjunktur zusätzlich anzuheizen wie
z. B. Anfang der 70er Jahre, müssen insbe-
sondere dann die Chancen für Reformen
und den Schuldenabbau genutzt werden.

Der Anstieg von Arbeitslosigkeit und
Staatsverschuldung während der sozial-li-
beralen Ära ist also nicht dem Konzept
der Nachfragepolitik anzulasten, sondern
einer einseitigen, halbherzigen, inkonse-
quenten, kurzatmigen und unabgestimm-
ten Politik. Ähnliches gilt für die liberal-
konservative Ära mit ihrer halbherzigen
Angebotspolitik, die überdies die Nach-
frageseite vernachlässigte. Nur mit einem
mutigen Mix aus Angebotspolitik, mode-
rater Lohnpolitik sowie antizyklischer Fi-
nanzpolitik dürfte es gelingen, endlich die
vorwiegend hausgemachte Arbeitslosig-
keit und Wachstumsschwäche der letzten
25 Jahre einschließlich der Haushaltsmi-
sere nachhaltig zu überwinden. Spart der
Staat aber in der derzeitigen Konjunktur-
flaute, so spart er zur Unzeit.

Wolfgang Klauder
(1967–1996 Bereichsleiter im IAB)

Einsicht in gesamtwirtschaftliche Kreis-
laufzusammenhänge und die marktwirt-
schaftliche Dynamik. Ein Staat kann
wegen seines großen gesamtwirtschaft-
lichen Gewichtes aus einem Defizit mit
offensiven Maßnahmen schneller und
leichter herauswachsen, als wenn er sich
wie ein privater Haushalt mit defensiven
Maßnahmen herauszusparen versucht. Es
ist volkswirtschaftlich geradezu widersin-
nig, den Abbau eines Staatsdefizits ohne
Rücksicht auf die Konjunkturlage festzu-
schreiben. Während die USA gegenwär-
tig zur Konjunkturankurbelung ein um-
fangreiches Programm vorbereiten, wird
in Deutschland mit der Absage an eine
zeitweilige Defiziterhöhung zugunsten
von Investitionen und Steuersenkungen
erneut eine Chance zur durchgreifenden
Wende in der Wirtschafts- und Arbeits-
marktentwicklung verschenkt – wie
schon bei der hausväterlichen Verwen-
dung der gesamten UMTS-Erlöse zum
sofortigen Schuldenabbau.

Für den nachhaltigen Erfolg einer Nach-
fragepolitik müssen allerdings fünf Be-
dingungen erfüllt sein, die in Deutschland
– wie in Japan – bisher zu wenig beachtet
wurden:
Erstens darf der Staat seine nachfragepoli-
tischen Maßnahmen nicht selbst an ande-
rer Stelle oder durch kurzatmiges Handeln
konterkarieren. So gelang es in der Rezes-
sion von 1974/75 mit Investitionsprogram-
men und Steuersenkung, den Anstoß zu ei-
nem Wachstum von real 5,3 Prozent im
Jahr 1976 zu geben. Jedoch wurden bereits
im Herbst 1975, als gerade der konjunktu-
relle Tiefpunkt überschritten war, die Aus-
gaben für die Jahre 1976 bis 1979 massiv
gekürzt: Der Aufschwung erschlaffte,
noch bevor er auf den Arbeitsmarkt hatte
durchschlagen können.
Zweitens müssen Steuersenkungen oder
Investitionsprogramme von vornherein so
groß dimensioniert sein, dass ihre positive
Wirkung nicht bezweifelt wird. Kleine
Programme – wie die meisten der sozial-
liberalen Ära – drohen dagegen zu ver-
puffen.

Steigende Arbeitslosenzahlen, Rezes-
sionsgefahr und drohende Weltwirt-
schaftskrise lassen den Ruf lauter 
werden, Steuersenkungen und Infra-
strukturinvestitionen zur Ankurbelung
der Konjunktur zeitlich vorzuziehen.
Beides entspräche sowohl angebots- als
auch nachfragepolitischen Erforder-
nissen. Finanzpolitische Konjunktur-
steuerung stößt in Deutschland jedoch
verbreitet auf Ablehnung. Hauptein-
wand: Sie würde – wie etwa in den 70er
Jahren – lediglich Strohfeuer entfa-
chen und dadurch die Staatsschulden
in die Höhe treiben.

Seltsamerweise wird kaum wahrgenom-
men, dass in den wachstums- und be-
schäftigungspolitisch erfolgreicheren
Ländern wie den USA, Großbritannien,
Dänemark und den Niederlanden spätes-
tens seit den 90er Jahren neben flexiblen
Märkten und moderater Lohnentwicklung
auch eine tendenziell antizyklische Fi-
nanzpolitik zum Erfolg beigetragen hat –
trotz teilweise hoher Auslandsverflech-
tung. So ließen die USA zur Überwindung
der Rezession ihre Staatsdefizitquote
1992 auf 5,9 Prozent und Großbritannien
1993 sogar auf 8,0 Prozent anwachsen.
Dänemark legte außerdem ein klassisches
Investitionsprogramm auf. Alle diese
Länder konnten ihre Defizite im Zuge des
initiierten kräftigen Aufschwungs bis En-
de der 90er Jahre in Überschüsse umwan-
deln. Keines dieser Länder hat – wie die
Bundesrepublik 1982 und 1993 – mitten
in der Rezession mit einer prozyklischen
Sparpolitik begonnen, die die Rezession
vertiefen und verlängern und dadurch
auch den intendierten Abbau des Staats-
defizits verzögern musste. So kostete
nach RWI-Berechnungen der 1993 bis
1997 gefahrene Konsolidierungskurs
1997 sogar mindestens 450 000 Arbeits-
plätze. Die Staatsdefizitquote von 3,2
Prozent in 1993 konnte jedoch selbst bis
2000 nur auf 1,0 Prozent (ohne UMTS-
Erlöse) gedrückt werden.

Hierzulande verhindern offensichtlich
einzelwirtschaftliche Sichtweisen die
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markt. Rund 22 Prozent der gesamten
Ausfuhr gehen in die EU. 1999 exportier-
ten die USA Waren im Wert von 152
Mrd. Dollar dorthin. Umgekehrt führte
die EU im Jahr 1999 Waren im Wert von
195 Mrd. Dollar in die Vereinigten Staa-
ten aus.

Deutschlands Auslandsmärkte sind also
auch in der Regel Märkte der Vereinigten
Staaten. Beide Länder stehen somit ge-
meinsam in direkten ökonomischen
Wechselbeziehungen zu Drittländern,
wodurch die bilaterale Interdependenz
verstärkt wird.

Versuch einer Quantifizierung
Mit Auswirkungen der amerikanischen
Konjunkturentwicklung auf Deutschlands
Wirtschaft und Arbeitsmarkt ist also zu
rechnen. Jedoch bleibt zu fragen, wie
stark diese sind. 

Einen ersten Eindruck hiervon vermittelt
die Gegenüberstellung der jährlichen
Veränderungsraten des realen Bruttoin-
landsproduktes beider Länder (als Maß
für die jeweilige Konjunkturlage, vgl. Ab-
bildung 1). Danach bewegen sich die
Kurven der Wachstumsraten beider
Volkswirtschaften meistens in die gleiche
Richtung. Der statistische Nachweis eines
Konjunkturverbundes allein auf der Basis
nationaler  Wachstumsraten wäre deshalb
nicht unplausibel.

Tatsächlich liefern Korrelations- und Re-
gressionsanalysen1) auf Basis jährlicher
BIP-Wachstumsraten quantitative Hin-

deutschen Direktinvestitionen im Aus-
land in die Vereinigten Staaten. Der deut-
sche Investitionsbestand in den USA be-
trug Ende 1997 rund 114 Mrd. DM.
Umgekehrt sind die USA Deutschlands
größter Auslandsinvestor. Für Ost-
deutschland gilt dies sogar im Vergleich
mit den EU-Ländern insgesamt. Der ge-
samte US-Investitionsbestand in Deutsch-
land belief sich bis Ende 1997 auf rund 
83 Mrd. DM.

Der ökonomische Verbund Deutschlands
mit den USA ergibt sich aber nicht nur
aus den direkten bilateralen Beziehungen
auf den Güter-, Faktor-, Geld- und Devi-
senmärkten. Auch die indirekten Einflüs-
se über die internationale Verflechtung
aller Volkswirtschaften (Drittländeref-
fekt) spielen eine beachtliche Rolle. Über
die Hälfte des deutschen Außenhandels
betrifft Europa, namentlich die EU-Län-
der. Die Warenausfuhr bzw. -einfuhr in
diesen Wirtschaftsraum belief sich 1999
auf rund 560 Mrd. DM bzw. rund 455
Mrd. DM, was einem Anteil von rund 60
Prozent bzw. 53 Prozent entspricht. 

Der europäische Raum ist auch für die
Vereinigten Staaten der größte Auslands-

Noch zu Jahresanfang hatten die Pro-
jektionen zur Wirtschafts- und Ar-
beitsmarktentwicklung in Deutschland
für das laufende und kommende Jahr
lediglich eine leichte Abschwächung
gegenüber dem Jahr 2000 vorausge-
schätzt. 

Allerdings galt dabei als Hauptrisiko
für die Weltwirtschaft insgesamt, aber
auch für Deutschlands Ökonomie, 
die konjunkturelle Entwicklung in den
USA. Da neben dem Produktivitäts-
fortschritt (pro Kopf) das Wirtschafts-
wachstum den wesentlichen Bestim-
mungsfaktor der Beschäftigungsent-
wicklung darstellt, wären damit auch
entsprechende Wirkungen auf den Ar-
beitsmarkt zu erwarten.

Unterdessen hat sich nach einem über fast
ein Jahrzehnt anhaltenden Wirtschafts-
boom die Lage in den Vereinigten Staaten
deutlich verschlechtert. Nunmehr ist nach
5,0 Prozent Wachstum im Jahre 2000 –
insbesondere aufgrund der terroristischen
Anschläge am 11. September und ihrer
Folgen – sogar mit einer Rezessionsphase
in den USA zu rechnen. Umstritten sind
allerdings Intensität und Dauer des Kon-
junktureinbruchs.

Direkte und indirekte
Verflechtungen
Die USA sind der größte außereuropäi-
sche Handelspartner der Bundesrepublik
Deutschland, die wiederum als Abnehmer
amerikanischer Exporte weltweit an fünf-
ter Stelle steht. 1999 betrug die deutsche
Ausfuhr in die USA bei einem Anteil von
rund 10 Prozent an allen Exporten mehr
als 100 Mrd. DM, und die deutsche Ein-
fuhr aus den Vereinigten Staaten bei ei-
nem Anteil von gut 8 Prozent an allen
Importen mehr als 71 Mrd. DM. 

Beide Länder sind füreinander auch  von
großer Bedetung bei den Auslandsinvesti-
tionen: So gehen rund 20 Prozent der
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Konjunkturverbund USA/BRD

Auf Gedeih und Verderb?
Unsere Abhängigkeit von der US-Wirtschaft ist zwar
größer, als man aufgrund der direkten Verflechtungen
annehmen könnte, jedoch kein Grund für politischen
Attentismus – Rasches Handeln wäre angezeigt

Bruttoinlandsprodukt (BIP) in Westdeutschland und den USA

Jährliche BIP-Wachstumsraten 1951 bis 1998, in Prozent

AAbbbb..  11 Quelle: Statistisches Bundesamt; BEA (Bureau of Economic Analysis)
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1 Einfache bzw. multiple, lineare Regressions-
ansätze auf der Basis von jährlichen Verände-
rungsraten für den Gesamtzeitraum bzw. Teil-
zeiträume. 



Empirische Analysen machen deutlich,
dass die von dort ausgehenden Impulse
von der deutschen Wirtschaftspolitik kei-
nesfalls zu vernachlässigen sind. Dies gilt
insbesondere dann, wenn es weltweit und
auf nationaler Ebene praktisch keine
kompensierenden Kräfte gibt. Will man
den negativen Trend bei der Arbeits-
marktentwicklung umkehren, sind des-
halb die zurzeit Erfolg versprechenden
Instrumente der Fiskal- und Arbeits-
marktpolitik unverzüglich anzuwenden
(vgl. auch die Artikel auf S. 1 und S. 3).

Leo Pusse
(aus IAB-Kurzbericht Nr. 16/2001)

Da – wie erwähnt – neben dem Produkti-
vitätsfortschritt (pro Kopf) das Wirt-
schaftswachstum den wesentlichen Be-
stimmungsfaktor der Beschäftigungsent-
wicklung darstellt, wären damit auch ne-
gative Auswirkungen auf den Arbeits-
markt impliziert, falls die hiesige Wirt-
schaftspolitik nicht bewusst gegensteuert.  

Sollten beide Ursachen, also eine Wachs-
tumsverminderung in den USA und eine
Abwertung des US-Dollars, gleichzeitig
auftreten, würden sich die Effekte kumu-
lieren. Die dämpfenden Effekte treten
überdies nicht nur simultan mit den
Schocks auf, sondern – aufgrund endoge-
ner Dynamik – auch in den Folgeperio-
den. Im konkreten Fall würden sie sogar
verstärkt durchschlagen. 

Fazit
Deutschlands Wirtschaft ist mit einem re-
lativ hohen Exportanteil am eigenen Brut-
toinlandsprodukt sowie am gesamten
Welthandel überdurchschnittlich stark
außenwirtschaftlich orientiert. Ihre Ent-
wicklung wird deshalb auch vom welt-
wirtschaftlichen Konjunkturklima spür-
bar geprägt. Eine hervorragende Rolle
kommt in diesem Zusammenhang den
USA zu.

weise zur Abhängigkeit der deutschen
Konjunktur von der US-Ökonomie: Um
bis zu 0,4 Prozentpunkte könnte sich da-
nach die deutsche Wachstumsrate verän-
dern, wenn das Wachstumstempo der US-
Wirtschaft um einen Prozentpunkt zu-
bzw. abnehmen würde. 

Simulation von „Schocks“
Im Gegensatz zu Korrelations- und Re-
gressionsrechnungen allein auf der Basis
von BIP-Veränderungsraten können Si-
mulationen mit einem umfassenden und
wirtschaftstheoretisch fundierten Modell-
system die ökonomischen Begründungs-
zusammenhänge explizit berücksichtigen.
Sie dürften sicherlich auch verlässlichere
Ergebnisse erzielen.

Die Gemeinschaft der Wirtschaftsfor-
schungsinstitute hat anlässlich ihres letz-
ten Frühjahrsgutachtens unter Einsatz des
„Oxford Economic Forcasting“ (OEF)-
Modells solche Analysen vorgenommen2).
Dabei wurde unterstellt, dass das Wirt-
schaftswachstum in den USA plötzlich
um einen Prozentpunkt zurückgeht bzw.
der US-Dollar um 10 Prozent abgewertet
wird.

Das „OEF“-Modell enthält für die wichti-
gen Volkswirtschaften eigene Subsyste-
me und erfasst ihre Interdependenzen. Bei
den Modellsimulationen wurde insbeson-
dere unterstellt, dass wegen der Folgen
des angenommenen Wachstums- bzw.
Währungsschocks keine gegensteuernden
wirtschaftspolitischen Maßnahmen er-
griffen würden.

Danach würde das Zurückbleiben der US-
Wachstumsrate um einen Prozentpunkt im
Jahre 2001 das Wirtschaftswachstum in
Deutschland in diesem Jahr um 0,1 Pro-
zentpunkte und im Jahre 2002 um 0,4
Prozentpunkte abbremsen. Die Abwer-
tung der US-amerikanischen Währung um
10 Prozent hätte hierzulande einen Rück-
gang des Wachstums in 2001 um 0,2 Pro-
zentpunkte und in 2002 um gut 0,3 Pro-
zentpunkte zur Folge (vgl. Abbildung 2).
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2 Vgl. Arbeitsgemeinschaft deutscher wirt-
schaftswissenschaftlicher Forschungsinstitute.
Die Lage der Weltwirtschaft und der deut-
schen Wirtschaft im Frühjahr 2001; Berlin
2001.

Simulation von Schocks

Effekte der US-Konjunktur auf das Wirtschaftswachstum in Deutschland

AAbbbb..  22 Quelle: Arbeitsgemeinschaft deutscher wirtschaftwissenschaftlicher Forschungsinstitute: 
Die Lage der Weltwirtschaft und der deutschen Wirtschaft im Frühjahr 2001; Berlin 2001; S. 15ff

**)) Abweichung beim realen Bruttoinlandsprodukt gegenüber dem Basisszenario

1. Nachfrageschock
Rückgang der Wachstumsrate des realen 
Bruttoinlandsprodukts in den USA im Jahre
2001 um einen %-Punkt gegenüber dem 
Basisszenario

2. Wechselkursschock
Abwertung des US-Dollars um 10 % gegenüber
den Währungen der anderen Industrieländer im
Vergleich zum Basisszenario

2001 2002

- 0,1 %

- 0,4 %

Wachstum Deutschland *)

- 0,2 %

- 0,3 %

Wachstum Deutschland *)
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Arbeitgebern und Arbeitnehmern darstel-
len. Der Arbeitnehmer wird gegen den
Verlust seines Arbeitsplatzes versichert,
indem die Arbeitszeit und nicht die Zahl
der Beschäftigten mit der Auftragslage
variiert. Durch ihre Bereitschaft zu flexi-
blen Arbeitszeiten versichern die Be-
schäftigten den Unternehmer gleichzeitig
gegen einen Teil des Absatzrisikos infol-
ge von Nachfrageschwankungen. Da die
Anpassung des Arbeitseinsatzes über fle-
xible Arbeitszeiten nahezu kostenlos er-
folgen kann, ist dies für das Unternehmen
kostensenkend im Vergleich zur Anpas-
sung über die Beschäftigtenzahl, die in
der Regel mit Entlassungs- oder Rekrutie-
rungskosten verbunden ist. 

Ökonomisch sinnvoll ist auch, sowohl
Arbeitnehmer als auch Arbeitgeber an
den Qualifizierungskosten zu beteiligen:
In dem Maße, in dem bei der Qualifizie-
rung betriebsspezifisches Humankapital
aufgebaut wird, profitiert das Unterneh-
men durch Qualitätssteigerungen und ei-
ne Senkung der Fluktuationskosten. Für
die Beschäftigten vermindert sich durch
Qualifizierung einerseits das Risiko, das
festgelegte Produktionsziel nicht zu errei-
chen. Andererseits ist die teilweise Mitfi-
nanzierung dann angebracht, wenn auch
allgemein verwertbares Humankapital
aufgebaut wird.

schaffen sein, dass der einzelne Arbeit-
nehmer das Arbeitsergebnis möglichst
weitgehend beeinflussen kann. Flache
Hierarchien und die Schaffung selbstän-
dig entscheidender Produktionsteams be-
günstigen den Erfolg. Zweitens muss für
eine Qualifikation von Mitarbeitern und
Führung gesorgt werden, die zur dezen-
tralen Organisation passt. Drittens müs-
sen die Mitarbeiterpräferenzen bei der
Planung ausreichend berücksichtigt wer-
den, sonst ist mit erhöhter Fluktuation
und sinkender Arbeitsmotivation unter
den verbliebenen Mitarbeitern zu rechnen
– besonders wenn die sozialen Beziehun-
gen unter extremen Arbeitszeiten leiden.

Versicherung auf
Gegenseitigkeit
Bei bestehenden Organisationen ist damit
zu rechnen, dass es bei Mitarbeitern und
Führungskräften ein gewisses Beharren
auf alten Verhaltensweisen gibt. Insofern
waren die Startbedingungen bei der (Qua-
si-)Neugründung von VW besser als bei
der Einführung flexibler Arbeitszeiten in
einer bestehenden Organisation. Doch
auch hier liegen die ökonomischen Vor-
teile auf der Hand: Aus ökonomischen
Kosten-Nutzen-Kalkülen lässt sich ablei-
ten, dass flexible Arbeitszeiten eine
wechselseitige Versicherung zwischen

Nach langen Verhandlungen wurde im
August 2001 zwischen VW und der IG
Metall ein Tarifvertrag für die neu zu
gründende Auto 5 000 GmbH abge-
schlossen, in der ein neuer Fahrzeugtyp
produziert werden soll. Ergebnis der
Verhandlungen ist neben der Einstel-
lung von zunächst 3 500 Arbeitslosen
ein aufeinander abgestimmtes System
von Arbeitszeit, Arbeitsorganisation,
Qualifizierung und Entgeltregelung
(vgl. Übersicht).

Angesichts der anhaltenden Beschäfti-
gungskrise in Deutschland stellt sich
die Frage, ob dies beispielgebend für
andere Betriebe sein könnte und ob
insbesondere der Kern des Ganzen,
nämlich die Flexibilisierung der Ar-
beitszeit, Beschäftigung schaffen kann.

Die Kriterien für Erfolge
Dass die Einführung von flexiblen Ar-
beitszeiten besonders dann dauerhaft und
beschäftigungswirksam ist, wenn Ar-
beitszeit, Arbeitsorganisation und Quali-
fizierung ineinander greifen, ist aus Fall-
studien bekannt. Unabhängig von
Branche oder Betriebsgröße und der Art
der Maßnahme lassen sich drei Merkmale
einer in dieser Weise erfolgreichen Ar-
beitszeitflexibilisierung erkennen: Die
Arbeitsorganisation muss erstens so be-

Tarifvereinbarungen zur Auto 5 000 GmbH

Arbeitszeit

• Wochenarbeitszeit 35 Stunden
wertschöpfend (ohne Qualifizie-
rungszeit) im Durchschnitt

• max. 42 Stunden pro Woche

• Arbeitszeitkonto bis max. 200
Plusstunden/Jahr

• Samstag als Regelarbeitstag

• Spätschichten an 10 Samsta-
gen/Jahr

Arbeitsorganisation

• Teilautonome Teams mit 
Handlungs-, Dispositions- und
Entscheidungsspielraum

• Flache Hierarchien 
(max. 3 Ebenen)

• Vereinbarung des Programms
(Stückzahl/Qualität) zwischen 
Betriebsrat und Management 

• Personalbemessung in 
Absprache mit den Teams

Qualifizierung

• Vor der Aufnahme der Beschäf-
tigung: Qualifizierung der vorher
Arbeitslosen durch das Arbeits-
amt (3 Monate)

• Beschäftigungsbegleitende 
Qualifizierungszeit drei Stunden
pro Woche, zur Hälfte vergütet

• Qualifikationsinhalte sowohl 
prozessbezogen als auch bzgl.
sozialer Kompetenzen

Entgelt

• garantiertes Entgelt auf Flä-
chentarifvertrags-Niveau im
Durchschnitt der ersten 3 Jahre

• Nacharbeit bei durch die Arbeit-
nehmer zu vertretender Nichter-
reichung der Zielvorgaben nicht
vergütet.

• Bonussystem mit Mindestbonus
sowie persönlichem Leistungs-
bonus und Ergebnisbeteiligung

ÜÜbbeerrssiicchhtt Quelle: Eigene Zusammenstellung

Arbeitszeitpolitik

Flexibilität fördert Beschäftigung
Am Beispiel des Tarifvertrags zwischen VW und der IG Metall zur Auto 5 000 GmbH
lassen sich die Bedingungen für ein erfolgreiches Arbeitszeitmanagement zeigen
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Flexible Arbeitszeiten und
Qualifizierung
Neben der Arbeitszeit ist ein wichtiger
Bestandteil der VW-Einigung die Fest-
schreibung von Qualifizierungsmaßnah-
men. Diese Kombination aus flexiblen
Arbeitszeiten und Qualifikation erscheint
zukunftsweisend. Sie zeigt, wie eine lang-
fristige Strategie angelegt sein muss, die
einen Mangel an qualifizierten Arbeits-
kräften erfolgreich lindern kann. Außer
einer beschäftigungsbegleitenden Qualifi-
zierung wie bei VW könnte es in anderen
Fällen auch sinnvoll sein, für längerfristi-
ge Qualifizierungsmaßnahmen eine Frei-
stellungsphase zu vereinbaren. Hierbei
bietet sich wiederum die Arbeitszeitflexi-
bilisierung zur Unterstützung an, indem
längerfristig ausgelegte Arbeitszeitkonten
zum Ansparen der von Unternehmen und
Arbeitnehmern jeweils eingebrachten
Zeitbestandteile verwendet werden.

Informelle Regelungen
Solch ausgefeilte Arbeitszeit- und Ent-
geltregelungen wie im VW-Tarifvertrag
lassen sich in größeren Unternehmen zu-
mindest formal leichter einführen als in
Kleinbetrieben. Dort erscheint der Auf-
wand für die Verwaltung moderner Ar-
beitszeitsysteme wegen des Fixkosten-
charakters oft zu hoch. Weil es aber in
kleineren Betrieben relativ leicht ist, sol-
che Regelungen informell zu treffen,
dürfte die Verbreitung flexibler Arbeits-
zeiten de facto bereits sehr viel höher
sein, als empirische Ergebnisse vermuten
lassen. Darüber hinaus vorhandene Poten-
ziale für beschäftigungsfördernde Effekte
flexibler Arbeitszeiten auch bei kleinen
Unternehmen könnten sich durch geeig-
nete Beratung aktivieren lassen. Positive
Beispiele hierfür gibt es bereits.

Flexibilität als Standortfaktor
Für die Gesamtwirtschaft ist die erste
Lehre, die man aus der VW-Einigung,
z. B. aber auch aus der Entscheidung von
BMW für Leipzig ziehen kann, dass
Standortwettbewerb keine Lohnsen-
kungsspirale auslösen muss. Vielmehr
können intelligente Systeme von Arbeits-
zeit und Arbeitsorganisation die Wettbe-
werbsfähigkeit des Standorts Deutschland
durchaus positiv beeinflussen. Flächenta-
rifverträge werden dabei in der Regel den
Rahmen vorgeben, innerhalb dessen maß-
geschneiderte betriebliche Lösungen ge-
funden werden können. Dabei ist zu

Vorteile für beide Seiten
Aus ökonomischer Sicht ist also ein Risi-
kotausch, der flexible Arbeitszeiten, team-
orientierte Arbeitsorganisation mit Ergeb-
nisverantwortung und Qualifikation
koppelt, durchaus vorteilhaft für beide
Seiten. Die konkrete Ausgestaltung muss
jeweils den Wünschen der Unternehmer
und der Arbeitnehmer überlassen bleiben.
Im konkreten Fall kommen zu den skiz-
zierten Kosten-Nutzen-Erwägungen noch
weitere Aspekte hinzu wie das Beharren
auf bekannten Verfahren, Reputations-
überlegungen, die Berücksichtigung von
Belangen Dritter oder die Nutzung von
Fördermöglichkeiten der öffentlichen
Hand. Nicht zuletzt sollten auch die Kos-
ten berücksichtigt werden, die bei unge-
wöhnlicher oder stark streuender Lage
der Arbeitszeiten für die Arbeitnehmer
entstehen.

Prinzipielle Übertragbarkeit
Die tarifliche Einigung bei VW zeigt die
Möglichkeit positiver Beschäftigungswir-
kungen der Arbeitszeitflexibilisierung in
Kombination mit organisatorischen Maß-
nahmen für einen Großbetrieb der indus-
triellen Fertigung. Grundsätzlich können
solche Maßnahmen aber auch in anderen
Branchen und kleineren Unternehmen er-
folgreich sein: Im Dienstleistungsbereich
etwa werden sich flexible Arbeitszeiten
an den Kundenpräferenzen ausrichten. 

Zusätzliches Beschäftigungspotenzial
könnte dort zum einen durch den Abbau
von Überstunden entstehen. Zum anderen
könnte dann Beschäftigung geschaffen
werden, wenn durch die kostensenkenden
Effekte der Arbeitszeitflexibilisierung
Dienste angeboten werden können, für
die bei höheren Kosten keine Nachfrage
bestanden hätte. 

Dies kann auch Spielräume eröffnen, im
unteren Lohnsegment Arbeitsplätze zu
schaffen, die einen genügend großen Ab-
stand zum Sozialhilfeniveau haben, aber
gleichzeitig die Wettbewerbsfähigkeit der
Unternehmen nicht gefährden.

unterstreichen, dass betriebliche Einigun-
gen nicht einen einseitigen Verzicht –
z. B. der Beschäftigten auf Entlohnungs-
bestandteile – bedeuten, sondern Gegen-
leistungen beinhalten. Hier stehen bei be-
reits existierenden Bündnissen oft die
Standort- und Beschäftigungssicherung
im Vordergrund. Es gibt aber auch bereits
Vereinbarungen, in denen explizit Neu-
einstellungen garantiert werden.

Kostensenkung und
Beschäftigungseffekte
Zu beachten ist allerdings, dass eine Ar-
beitszeitflexibilisierung – wie andere ar-
beitsorganisatorische Maßnahmen – auf
der Unternehmensseite zunächst nur die
Kosten senkt. Damit sich diese Kosten-
senkung in positiven Beschäftigungsef-
fekten niederschlagen kann, sind entspre-
chende Nachfragespielräume auf den
Gütermärkten für eine Ausdehnung der
Produktion nötig: Im Falle VW etwa wur-
de durch die Flexibilisierungsmaßnahmen
lediglich der Produktionsstandort fest-
gelegt, nachdem die Entscheidung über
die Produktion des neuen Fahrzeugtyps
bereits gefallen war. Dahinter steht eine
entsprechende Vorausschätzung der
Nachfrage von Seiten der Unternehmens-
leitung. Arbeitszeitflexibilisierung kann
deshalb dazu beitragen, dass sich günstige
makroökonomische Rahmenbedingungen
und Nachfrageerhöhungen (schneller) in
zusätzlicher Beschäftigung niederschla-
gen. 

Fazit
Für die Politik bedeutet dies, dass die För-
derung der Arbeitszeitflexibilisierung al-
lein zwar keinen Beschäftigungserfolg
garantieren kann. Im Verbund mit Maß-
nahmen zur Verbesserung der makroöko-
nomischen Rahmenbedingungen kann sie
aber dazu beitragen, dass solche Maßnah-
men zu zusätzlicher Beschäftigung füh-
ren. Dabei muss aber – wie gezeigt – be-
rücksichtigt werden, dass nur solche
Modelle zu beschäftigungspolitischen Er-
folgen führen dürften, die für die betrieb-
lichen und individuellen Belange jeweils
maßgeschneidert sind. 

Susanne Koch
(aus IAB-Kurzbericht Nr. 17/2001)



Seite 8 Nr. 3/2001

auch für die nicht leistende Vertragspartei
mit Nutzenverlusten (z. B. Beendigung
der Beziehung, Sanktionen) verbunden
sein kann.

Arbeitsrechtliche Normen wie der Kündi-
gungsschutz, die der Dauerhaftigkeit und
Transparenz des Beschäftigungsverhält-
nisses dienen, tragen zur Stabilisierung
wechselseitiger Erwartungen bei. Außer-
dem fördern solche Schutznormen eine
auf Kooperationsbereitschaft basierende
Arbeitsbeziehung. So kann sich Beschäf-
tigungssicherheit positiv auf die Leis-
tungsbereitschaft auswirken. Sie fördert
die Identifikation der Arbeitnehmer mit
den Betriebszielen, die Weitergabe von
Kenntnissen und Fähigkeiten, die be-
triebsinterne Mobilität sowie die Akzep-
tanz des technologischen Fortschritts.
Treten die geschilderten Informationspro-
bleme auf, können somit Beschränkungen
der Vertragsfreiheit durchaus effizienz-
steigernde Wirkungen haben.

Informationsprobleme und
Personalauswahl
Mangelnde Information über die Leis-
tungsfähigkeit von Bewerbern kann Re-
krutierungsprobleme hervorrufen. Aus
Sicht des Arbeitgebers sind zwei Katego-
rien von Qualitätsunsicherheit zu unter-
scheiden:

(1) Zum einen geht es um sog. Inspek-
tionscharakteristiken wie die Quali-
fikation oder die Lohnforderung des
Beschäftigten. Sie können vor der
Einstellung im Zuge der Auswertung
von Bewerbungsunterlagen, durch
Eignungstests sowie Bewerbungsge-
spräche „inspiziert“ und geprüft
werden.

(2) Dagegen beziehen sich Erfahrungs-
charakteristiken auf Merkmale, die
erst nach der Einstellung einer
Überprüfung unterzogen werden
können, z. B. der Arbeitsvollzug des
Beschäftigten. Die daraus resultie-
renden Qualitätsunsicherheiten kön-
nen im Sinne des Akerlof-Problems

weise in die Zukunft reichende implizite
und vertraglich nicht näher spezifizierte
Vereinbarungen. Daraus können informa-
tionelle Ungleichgewichte, sog. Informa-
tionsasymmetrien, resultieren. Sie treten
vor allem bei den impliziten Bestandtei-
len der Arbeitsbeziehung auf. Denn dem
impliziten „Karriereversprechen“ des Ar-
beitgebers steht das implizite „Leistungs-
versprechen“ des Arbeitnehmers gegenü-
ber.

Auf der einen Seite herrscht bezüglich der
Leistungsbereitschaft des Arbeitnehmers
Unsicherheit beim Arbeitgeber. Denn im
Rahmen des Arbeitsvertrages wird ja
nicht die an den Arbeitnehmer gebundene
Arbeitskraft getauscht, sondern die Ar-
beitsleistung, die aus dem Nutzungsrecht
des Arbeitgebers beim Einsatz der Ar-
beitskraft im Produktionsprozess resul-
tiert. 

Eine weitere Ursache für unvollkommene
Informationen des Arbeitgebers kann in
der unvollständigen Spezifizierung der
Leistungsanforderungen an den Arbeit-
nehmer im Arbeitsvertrag liegen. Auf 
der anderen Seite beeinflusst die Unbe-
stimmtheit von Arbeitgeberleistungen,
z. B. die Gewährung von Aufstiegsmög-
lichkeiten und Beschäftigungssicherheit,
die Arbeitsbeziehung und die Leistungs-
bereitschaft des Arbeitnehmers.

Das Arbeitsverhältnis enthält auch wegen
der impliziten Vertragsbestandteile Ele-
mente einer Wechselbeziehung. Die Ver-
tragsparteien erbringen ihre Leistung 
in Erwartung einer kompensierenden
Gegenleistung. In einer sozialen Aus-
tauschbeziehung, die die zeitliche Dimen-
sion ausdrücklich berücksichtigt, unter-
halten die Tauschpartner nur so lange
Beziehungen, wie dies von ihnen als nut-
zenstiftend erachtet wird. Wird die erwar-
tete Gegenleistung nicht erbracht, sinkt
das Interesse der gebenden Seite am
Weiterbestand der Beziehung. Dabei be-
steht eine Tendenz zur Wechselseitigkeit,
weil die Nichterwiderung einer Leistung

Am 10. Dezember erhielten mit George
Akerlof, Michael Spence und Joseph
Stiglitz drei US-Amerikaner den No-
belpreis für Wirtschaftswissenschaf-
ten. Diese besondere Ehre wird ihnen
zuteil, weil sich ihre Arbeiten mit Ant-
worten auf die Frage beschäftigt ha-
ben, wie die Funktion von Märkten
verbessert werden kann, die Informa-
tionsprobleme aufweisen. 

Dazu muss man wissen, dass vollkom-
mene Information zu den Standardan-
nahmen der ökonomischen Modellwelt
zählt. Liegen etwa über die Qualität
von Produkten nur begrenzte Informa-
tionen vor, kann es zu Marktversagen
kommen. Ein Gleichgewicht mit der
bestmöglichen Allokation wird nicht
erreicht. Besitzt eine Marktseite einen
Informationsvorsprung, kann sie da-
durch einen strategischen Vorteil er-
langen und es können sich „Märkte für
Zitronen“ herausbilden, in denen sich
schlechte Leistung lohnt.

Das Verdienst von Akerlof besteht nun
darin, auf das Problem hingewiesen zu
haben. Die Ökonomen Spence und Sti-
glitz haben Wege aufgezeigt, wie dieser
spezielle Fall des Marktversagens zu ver-
meiden ist. Solche zunächst abstrakten
und eher theoretischen Fragestellungen
scheinen auf den ersten Blick nur wenig
Bezug zum Arbeitsmarkt zu haben.
Schaut man jedoch genauer hin, gibt es
interessante Berührungspunkte und prak-
tische Anwendungsfelder. Dies soll an-
hand von drei Beispielen verdeutlicht
werden.

Informationsprobleme und die
Regulierung des
Arbeitsverhältnisses
Arbeitsverhältnisse sind nicht mit üb-
lichen Tauschverhältnissen vergleichbar.
Bei ökonomischen Tauschbeziehungen
werden Quantität und Qualität der Güter
sowie Ort und Zeitpunkt der Lieferung
explizit durch Vertrag festgelegt. Arbeits-
beziehungen enthalten dagegen typischer-

IAB

Praktische Theorie

Akerlof und der Markt für Zitronen
Informationsdefizite können zu Marktversagen führen: Die Arbeiten der Nobel-
preisträger für Wirtschaftswissenschaften und ihre Relevanz für den Arbeitsmarkt



braucher zurück und das Image der gan-
zen Branche leidet.

Auch für Personaldienstleistungen wie
die Arbeitsvermittlung gelten die Aker-
lof-Bedingungen. Für die Marktteilneh-
mer geht es darum, Kontraktpartner zu
finden, deren Informationen und Verspre-
chen sie vertrauen können. 

Bei der Suche können Arbeitsvermittler
eine Filterfunktion für Arbeitgeber und
Arbeitsuchende übernehmen. Sie können
ihrerseits versprechen, (nur) solche
Marktteilnehmer zusammenzuführen, bei
denen die wechselseitigen Erwartungen
an Arbeitsleistungen einerseits bzw. an
Arbeitsbedingungen und Karrieremög-
lichkeiten andererseits möglichst weitge-
hend übereinstimmen. 

Die Einhaltung dieses Versprechens, also
letztlich die Qualität der Arbeitsvermitt-
lung, lässt sich aber erst im Laufe des Be-
schäftigungsverhältnisses beurteilen.
Wegen des Erfahrungsgutcharakters der
Vermittlungsdienstleistung hängt ihre
Qualität also davon ab, ob das Vertrauen
der Marktteilnehmer in den Vermittler
gerechtfertigt ist.

Könnten sich somit auch auf dem Markt
für Arbeitsvermittlung schlechte Leistun-
gen der Anbieter von Vermittlungsdienst-
leistungen lohnen? Je häufiger Vermitt-
lungsdienstleistungen in Anspruch ge-
nommen werden, desto eher besteht die
Chance, dass sich zwischen dem Anbieter
und dem Nachfrager die für die Qualität
notwendige Vertrauensbeziehung heraus-
bildet und vice versa. 

Trotzdem sind Fehlentwicklungen nicht
ausgeschlossen. Effiziente Institutionen
und Regelungen können einen Beitrag da-
zu leisten, das Image von Vermittlern zu
verbessern  und damit das Auftreten von
„Zitronen“ unter den Anbietern zu ver-
meiden. Zu denken ist dabei u. a. an die
Existenz eines öffentlichen Anbieters mit
einem überragend positivem Image, die
Selbstregulierung privater Märkte, z. B.
durch Gütesiegel oder Ehrenkodex, und
die staatliche Regulierung von Qualitäts-
standards, z. B. durch Vorschriften der
Berufsausübung.

Ulrich Walwei

Screening-Aufwendungen wie die er-
wähnten Verfahren der Selbstauswahl,
die auch die Kosten der „Inspektion“ um-
fassen, dienen der Reduzierung der Quali-
tätsunsicherheit zum Zeitpunkt der Ein-
stellung. 

Aus zwei Gründen bleibt aber auch da-
nach noch ein gewisses Maß an Qualitäts-
unsicherheit bestehen: Erstens zeigt sich
bei vielen Tätigkeiten erst im Arbeitsvoll-
zug, ob sich die Arbeitskraft den Anfor-
derungen einer konkreten Aufgabe ge-
wachsen zeigt. Zweitens ist zum
Zeitpunkt der Einstellung die Leistungs-
bereitschaft des Stellenbewerbers weitge-
hend unbestimmt. Diese Erfahrungscha-
rakteristiken können erst nach der
Einstellung einer Überprüfung unterzo-
gen werden, z. B. durch ausreichend lange
Probezeiten oder während befristeter Ar-
beitsverhältnisse.

Informationsprobleme und
Personaldienstleistungen
Personaldienstleistungen wie die Arbeits-
vermittlung sind sog. „Erfahrungsgüter“.
Sie sind dadurch gekennzeichnet, dass die
Produktinformationskosten prohibitiv
hoch sind und i.d.R. durch das Vertrauen
in den Anbieter ersetzt werden müssen.
Der Grund dafür ist, dass asymmetrische
Informationen zugunsten des Anbieters
und zu Lasten des Nachfragers vorherr-
schen. Hierfür gibt es viele Beispiele:

An bestimmten Touristikorten ist das Es-
sen in Restaurants nicht zu genießen.
Oder Ärzte übervorteilen ihre Patienten
durch übertriebenen Diagnose- und The-
rapieaufwand. Das Gleiche gilt für
Grundstücksmakler, die ihre Kunden über
den Tisch ziehen. 

Akerlof nennt für die Herausbildung ei-
nes solchen „Market for Lemons“ (Markt
für Zitronen) zwei Bedingungen: Erstens
muss es sich um Erfahrungsgüter han-
deln, deren Qualität erst nach dem Kauf
beurteilt werden kann. Die zweite Vor-
aussetzung ist, dass der Käufer nicht in
der Lage ist, den Anbieter für die schlech-
te Qualität seiner Leistung durch Abwan-
derung zu bestrafen. 

Da sich unter diesen Bedingungen eine
Qualitätsverschlechterung bei gegebenem
Preis lohnen kann, würde dies von allen
Anbietern nachgeahmt. Die Qualitätsver-
schlechterung setzt sich am Markt durch.
Als Reaktion geht die Nachfrage der Ver-

zu einer negativen Auslese führen:
Eine suboptimale Zuordnung von
Arbeitskräften und Arbeitsplätzen ist
dann nicht mehr auszuschließen.

Zur Vermeidung einer negativen Auslese
kommt für den Arbeitgeber zunächst ein-
mal in Betracht, den Arbeitnehmer zu
veranlassen, unbekannte Informationen
preiszugeben. Ergänzend oder alternativ
kann der Arbeitgeber versuchen, durch ei-
gene Tests und Prüfungen die gewünsch-
ten Informationen zu erhalten. Solche
Maßnahmen der Personalauswahl sind
aber für den Arbeitgeber zwangsläufig
mit Kosten verbunden, so dass dieser
Qualität und Kosten des Ausleseverfah-
rens abwägen muss. 

Wegen ihrer vergleichsweise geringen
Kosten werden vielfach Verfahren der
Selbstauswahl als adäquates Instrument
zur Verbesserung der Personalauswahl
propagiert. Auf Selbstsauswahl zielende
Ansätze gehen auf Spence und Stiglitz
zurück. 

So unterscheidet Spence in seinem „Sig-
naling-Ansatz“ Indikatoren, die persönli-
che unveränderbare Attribute beinhalten
(z. B. Geschlecht, Hautfarbe), und Signa-
le, die beeinflussbare persönliche Eigen-
schaften umfassen (z. B. Schulbildung,
berufliche Bildung, betriebsspezifisches
Humankapital). Nach Spence eignen sich
insbesondere die Signale als Auswahlkri-
terien.

Vielfach wird auf einen Zusammenhang
von Signalkosten (v. a. Ausbildungsauf-
wendungen) und den produktiven Fähig-
keiten eines Stellenbewerbers verwiesen.
Danach deuten beispielsweise beim Ver-
gleich zweier Stellenbewerber mit dem
selben Ausbildungsabschluss eine kürze-
re Ausbildungszeit und damit geringere
Signalkosten auf produktivere Fähigkei-
ten des Bewerbers hin. 

Stiglitz ist der Auffassung, dass der Aus-
bildung neben einer produktivitätsstei-
gernden Funktion in diesem Zusammen-
hang auch eine informationsvermittelnde
Aufgabe zukomme. Unter Berücksichti-
gung bestimmter Indikator-Signal-Kom-
binationen würden sich so bei Betrieben
Erwartungswerte über die Produktivität
möglicher Stellenbewerber herausbilden. 
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Lediglich 15 Prozent der Betriebe im
Westen und 17 Prozent der ostdeutschen
Betriebe haben zwischen der Gesetzesän-
derung und dem Zeitpunkt der Erhebung
im September 2000 darauf verzichtet,
weiterhin mit geringfügig Beschäftigten
zu arbeiten. Nahezu geschlossen wurde
diese Lücke jedoch von den 12 Prozent
der Betriebe, die im März 1999 keine ge-
ringfügig Beschäftigten auswiesen, und
solche Mitarbeiter zwischenzeitlich ein-
gestellt haben. Per Saldo hat sich also an
der Verbreitung dieser flexiblen Beschäf-
tigungsform wenig geändert.

Binnenstruktur verändert
Stärker durchgeschlagen hat die Geset-
zesänderung auf die Struktur innerhalb
der geringfügigen Beschäftigung. So ist
der Anteil derer gestiegen, die ausschließ-
lich geringfügig beschäftigt sind, im
Westen von 65 Prozent auf 77 Prozent, im
Osten von 74 Prozent auf ebenfalls
77 Prozent. Als Nebenbeschäftigung sind
die 630-Mark-Jobs seither weniger be-
liebt: Im Westen ging der entsprechende
Anteil von 18 Prozent auf 11 Prozent zu-
rück, im Osten von 10 Prozent auf 8 Pro-
zent. Außerdem hat sich der Anteil mit
der Angabe „unbekannt“ fast halbiert,
was auf eine verbesserte Transparenz des
innerbetrieblichen Personalwesens hin-
deutet.

an der Belegschaft ab. In den ganz klei-
nen Betrieben (bis 9 Beschäftigte) West-
deutschlands liegt er mit 22 Prozent dop-
pelt so hoch wie im Durchschnitt, im
Osten mit 10 Prozent ebenso. Großbetrie-
be mit 1 000 und mehr Beschäftigten wei-
sen hingegen nur noch 4 Prozent ihrer
Mitarbeiter als geringfügig beschäftigt
aus.

Dies hängt vor allem damit zusammen,
dass geringfügig Beschäftigte vor allem in
Dienstleistungsbranchen tätig sind, in de-
nen bekanntlich die kleineren Betriebe do-
minieren. Überdurchschnittlich oft findet
man sie in den sozialen und konsumnahen
Dienstleistungen sowie im Handel. Im
Westen kommen die Nahrungs- und Ge-
nussmittelindustrie sowie Verkehr- und
Nachrichtenübermittlung hinzu, im Osten
die wirtschaftsnahen Dienstleistungen.

Als sie am 1. April 1999 unter Kuratel
genommen wurden, haben den
630-Mark-Jobs nicht wenige ein baldi-
ges Ende prophezeit. Doch siehe da:
Weder die Sozialversicherungspflicht
noch die Besteuerung konnten der
breiten Akzeptanz dieser Beschäfti-
gungsform bislang etwas anhaben.
Vielmehr zeigen die letztverfügbaren
Zahlen der Bundesanstalt für Arbeit
vom Juni 2000, dass ein gutes Jahr
nach der Gesetzesänderung sogar
mehr Menschen (330 000 im Westen
und 65 000 im Osten) einer geringfügi-
gen Beschäftigung nachgehen als zu-
vor.

Mit ihrem Anteil von rund 4 Prozent ist
der Beitrag der geringfügig Beschäftigten
zum gesamten Arbeitsvolumen zwar nur
bescheiden. Dahinter stehen aber immer-
hin gut 4 Mio. Köpfe, die vor allem
wegen ihrer Rolle für die Flexibilität am
Arbeitsmarkt durchaus zu beachten sind.
Dem hat das IAB dadurch Rechnung ge-
tragen, dass es in seine regelmäßige Erhe-
bung zum gesamtwirtschaftlichen Stel-
lenangebot im 4. Quartal des Jahres 2000
auch Fragen zu eben dieser geringfügigen
Beschäftigung aufgenommen hat. Es
interessierten dabei vor allem strukturelle
Aspekte, die betriebliche Sicht und Pra-
xis, zu denen die BA-Statistik keine An-
gaben machen kann.

Weiterhin stark verbreitet
In jedem zweiten westdeutschen und je-
dem dritten ostdeutschen Betrieb arbeite-
ten im September 2000 geringfügig Be-
schäftigte. Wie die Abbildung 1 zeigt, hat
dabei die Verbreitung in der Wirtschaft
seit der Gesetzesänderung sogar leicht zu-
genommen, wenn man richtigerweise das
Beschäftigungsgewicht der Betriebe be-
rücksichtigt.

Mit zunehmender Betriebsgröße nimmt
der Anteil der geringfügig Beschäftigten

IAB

Neuregelung der 630-Mark-Jobs

Sturm im Wasserglas
Nur ein kleiner Prozentsatz der Betriebe hat auf die
Gesetzesänderung bei der geringfügigen Beschäftigung
überhaupt reagiert – Als flexibles Instrument der Per-
sonalpolitik ist sie weit verbreitet und fest eingeplant

Verbreitung der geringfügigen Beschäftigung

Anteil der Betriebe in %
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Perspektiven
Im Ausblick auf die kommenden 12
Monate gaben knapp 80 Prozent der 
west- und ostdeutschen Betriebe mit
630-Mark-Kräften an, solches Personal
auch weiterhin beschäftigen zu wollen.
Von den anderen Betrieben planen rund
5 Prozent geringfügig Beschäftigte einzu-
stellen. Nur 4 Prozent wollen künftig da-
rauf verzichten, immerhin 15 Prozent der
Betriebe waren sich noch nicht sicher.
Die geringfügige Beschäftigung scheint
also – trotz Gesetzesänderung – zum fes-
ten Bestandteil flexibler Personalplanung
geworden zu sein.

Fazit
! Die gesetzliche Neuregelung vom
April 1999 hat auf den Umfang der ge-
ringfügigen Beschäftigung offenbar we-
nig Einfluss gehabt. Die strukturellen
Wirkungen und die damit verbundenen
Umschichtungen sind allerdings beacht-
lich. So hat die geringfügige Nebenbe-
schäftigung (mit sozialversicherungs-
pflichtigem Haupterwerb) deutlich
abgenommen, die ausschließlich gering-
fügige Beschäftigung hinzugewonnen.

! Nur eine Minderheit von 22 Prozent
der westdeutschen und 9 Prozent der ost-
deutschen Betriebe berichtet über nen-
nenswerte Wirkungen des Gesetzes. An
erster Stelle stehen der Verzicht oder die
Einschränkung der geringfügigen Be-
schäftigung. Von geringerem Gewicht
waren Rationalisierungsmaßnahmen und
Arbeitszeitverlängerungen sowie Neuein-
stellungen von Teilzeit- oder Vollzeit-
kräften. Auch zu Einschränkungen der
betrieblichen Produktion oder  des Leis-
tungsangebots dürfte es nur selten ge-
kommen sein.

! Nach ihrer Personalplanung bis
Herbst 2001 gefragt, berichten nur sehr
wenige Betriebe, die bereits geringfügig
Beschäftigte haben, darauf künftig ver-
zichten zu wollen. Die 630-Mark-Jobs
liefern also einen beachtlichen Beitrag
zur Flexibilität und Beschäftigungssiche-
rung am Arbeitsmarkt – entgegen vielen
Befürchtungen, die mit der Gesetzesände-
rung verbunden worden waren.

Emil Magvas/Redaktion

Die Abbildung zeigt, dass die Betriebe
meist mehrere Maßnahmen in Reaktion
auf die Gesetzesänderung ergriffen ha-
ben. Deshalb ergibt die Summe in den
Spalten auch mehr als 100 Prozent.

Zunächst ist festzustellen, dass die west-
deutschen Betriebe im Durchschnitt mit
einem breiteren Spektrum von Maßnah-
men (2,6 Nennungen) reagiert haben als
die ostdeutschen (1,6 Nennungen). An ers-
ter Stelle steht dabei in West wie Ost der
gänzliche Verzicht auf geringfügig Be-
schäftigte, gefolgt von der ersatzlosen
Einschränkung dieser Beschäftigungs-
form. Diese Maßnahmen wurden über-
wiegend als „sehr wichtig“ oder „wich-
tig“ eingestuft. Von einiger Bedeutung
sind Rationalisierungsmaßnahmen und
eine Verlängerung der Arbeitszeit. Her-
vorzuheben sind auch die Beschäfti-
gungseffekte, von denen jeweils ein Vier-
tel der westdeutschen Betriebe berichtet
hat.

Es ist nicht überraschend, dass die Betrie-
be, die schon vor Inkrafttreten der gesetz-
lichen Neuregelung geringfügig Beschäf-
tigte hatten, deren Auswirkungen
intensiver als die übrigen gespürt und mit
mehr Maßnahmen darauf reagiert haben.
Die westdeutschen Betriebe mit 630-DM-
Kräften im März 1999 benannten im
Durchschnitt 3,7 verschiedene Auswir-
kungen, die ostdeutschen Betriebe 2,6.

Das Bewerberangebot aus
Sicht der Betriebe
Über die Hälfte aller Betriebe, die in den
letzten 12 Monaten vor der Erhebung Per-
sonal für einen 630-Mark-Job gesucht
hatten, war der Meinung, dass es hierfür
nicht genügend Bewerber gebe. Hauptur-
sache sei die Gesetzesänderung, die diese
Jobs wegen der stärkeren Besteuerung
und der Versicherungsbeiträge unattrak-
tiv mache. Seltener wurden Gründe ge-
nannt wie ungünstige Arbeitszeiten, die
Art der Arbeit, mangelnde Qualifikation,
geringe Motivation oder ungenügendes
Interesse der Bewerber.

Dies zeigt wieder einmal, dass die Sum-
me der einzelwirtschaftlichen Sichtwei-
sen nicht unbedingt mit den gesamtwirt-
schaftlichen Befunden übereinzustimmen
braucht, wie sie der amtlichen Statistik zu
entnehmen sind.

Vielfältige Reaktionen
Nur etwa ein Fünftel aller westdeutschen
und ein Zehntel aller ostdeutschen Betrie-
be gaben an, dass die gesetzliche Neure-
gelung der geringfügigen Beschäftigung
für sie nennenswerte Wirkungen gehabt
habe (vgl. Abbildung 2).
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Betriebliche Reaktionen auf die Gesetzesänderung

In 22 % der west- und 9 % der ostdeutschen Betriebe hatte die Neuregelung nennenswerte 
Auswirkungen. Von diesen reagierten ...% mit folgenden Maßnahmen:
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36 25

20

16

20

13

14

13

14

13

12

32

31

29

28

28

26

26

26

23

WWeessttddeeuuttsscchhllaanndd OOssttddeeuuttsscchhllaanndd

gfB ersatzlos gestrichen

gfB ersatzlos eingeschränkt

Rationalisierung

zusätzliche Überstunden

Austausch von Nebenbeschäftigten
durch ausschließlich gfB

mehr Arbeitszeit von 
Teilzeitbeschäftigten

Einschränkung von Produktion/Leistung

neue Teilzeitkräfte eingestellt

Aufträge an Subunternehmer

neue Vollzeitkräfte eingestellt



Seite 12 Nr. 3/2001

Aber auch bei den Maßnahmeteilnehmern
lassen sich deutliche Unterschiede zwi-
schen den Jugendlichen beobachten, die
in SGB-III-Maßnahmen bzw. in JUMP-
Maßnahmen einmünden. Ferner kann ge-
zeigt werden, dass sich die Struktur der
durch BA-Maßnahmen geförderten Ju-
gendlichen in mehrfacher Hinsicht deut-
lich von der jener Jugendlichen unter-
scheidet, die ohne Hilfe von Maßnahmen
die Arbeitslosigkeit beenden.

4. Im Vergleich der Förderjahre sind
bei JUMP quantitative wie qualitative
Veränderungen aufgetreten.

Von 1999 auf 2000 ging die Zahl der
Maßnahme-Eintritte von ca. 199 000 auf
ca. 109 000 zurück. Dabei gewann die
Förderung Jugendlicher in den neuen
Bundesländern an Bedeutung. Ihr Anteil
stieg von 34 Prozent auf 41 Prozent. Von
den Fördermitteln wurden 1999 41 Pro-
zent und 2000 44 Prozent – entsprechend
den politischen Vorgaben – in den neuen
Bundesländern ausgegeben.

Der Anteil beschäftigungsorientierter
Maßnahmen wurde gegenüber den quali-
fizierungsorientierten ausgeweitet. Dies
lag insbesondere an der ersatzlosen Strei-
chung des Trainingsprogramms für nicht-
vermittelte Ausbildungsplatzbewerber so-
wie an der deutlichen Reduzierung der
außerbetrieblichen Ausbildungsstellen
von 27 000 auf 3 000. In den neuen
Bundesländern entfielen im Jahr 2000
51 Prozent der JUMP-Maßnahmen auf
Lohnkostenzuschüsse, 1999 nur 18 Pro-
zent.

5. Nicht alle Zielgruppen wurden so er-
reicht, wie es ihrem Anteil an der Ar-
beitslosigkeit entspricht.

In den Jugendsofortprogramm-Richtli-
nien (SPR) wurden explizit junge Frauen,
Langzeitarbeitslose, ausländische, be-
nachteiligte und behinderte Jugendliche
als Zielgruppen des Programms genannt.
Setzt man die entsprechenden Anteile an
den Eintritten ins Programm in Bezug zur
Struktur der Jugendarbeitslosigkeit, dann
ergibt sich folgendes Bild:

Weibliche Jugendliche wurden in beiden
Förderjahren entsprechend ihrem Anteil
an den arbeitslosen Jugendlichen geför-
dert (jeweils 40 Prozent). Langzeitarbeits-

liche, die 2000 erstmals gefördert wurden
und 2001 wieder in eine JUMP-Maßnah-
me eingetreten sind.

Insgesamt sind im Jahr 1999 erstmals
176 000 Jugendliche mit JUMP gefördert
worden, im Jahr 2000 gut 92 000 und bis
Oktober 2001 erstmals knapp 80 000 Ju-
gendliche. Damit dürfte in diesem Jahr
die Zahl der Erstförderungen wieder
leicht steigen.

2. Das Jugendsofortprogramm ist ein
beachtlicher Teil der BA-Förderung
von Jugendlichen.

Im Jahr 2000 wurden pro Monat durch-
schnittlich rund 491 000 Jugendliche in
Maßnahmen der BA gefördert, darunter
etwa 76 000 Jugendliche in JUMP. Die
JUMP-geförderten Maßnahmen betragen
also knapp ein Fünftel aller BA-Maßnah-
men für Jugendliche. Stellt man nur auf
Jugendliche in ausbildungs- und beschäf-
tigungsrelevanten Maßnahmen ab, so
steigt der JUMP-Anteil 1999 auf knapp
30 Prozent und 2000 auf etwa 26 Prozent.
Die Bedeutung von JUMP innerhalb der
BA-Förderung ist also durchaus beacht-
lich.

3. Es werden mehr Jugendliche durch
die BA gefördert als arbeitslos gemel-
det sind und die Förderung trifft i.d.R.
die Richtigen.

Im Jahr 2000 z. B. wurden – wie erwähnt
– pro Monat durchschnittlich 491 000 Ju-
gendliche über das SGB III gefördert
während gleichzeitig 411 000 Jugendliche
bei den Arbeitsämtern arbeitslos gemel-
det waren. Die Schnittmenge dieser bei-
den Gruppen ist relativ klein.

Arbeitslosen Jugendlichen muss gehol-
fen werden – aus Gründen der Fürsor-
ge ebenso wie aus Sorge um die Zu-
kunft von Wirtschaft und Gesellschaft.
Schwierigkeiten bereitet dabei, dass ar-
beitslose Jugendliche keineswegs eine
homogene Gruppe bilden: Persönliche
und biografische Unterschiede sowie
abweichende Ausbildungs- und Berufs-
verläufe erfordern jeweils andere 
Ansätze und arbeitsmarktpolitische In-
strumente. Dem sucht das Sofortpro-
gramm der Bundesregierung zum 
Abbau der Jugendarbeitslosigkeit
(JUMP) seit 1999 Rechnung zu tragen.
Ob dieses Bemühen von Erfolg gekrönt
ist, können Ergebnisse der Begleitfor-
schung zeigen, die hier in zwölf zentra-
len Befunden zusammengefasst sind.

1. Mit Mitteln aus dem Jugendsofort-
programm wurden in den Förderjah-
ren 1999–2001 bislang insgesamt ca.
377 000 Jugendliche unter 25 Jahren
gefördert, die in ca. 442 000 Maßnah-
men eingetreten sind.

Dem Jugendsofortprogramm stehen seit
1999 jährlich etwa 2 Mrd. DM an Förder-
mitteln zur Verfügung. Wurden sie zu-
nächst aus Bundeszuschüssen sowie aus
Mitteln des Europäischen Sozialfonds
(ESF) aufgebracht, werden sie seit 2001
durch die BA sowie den ESF finanziert.

Ein Teil der Jugendlichen hat 1999 mehr-
jährige Maßnahmen (z. B. eine außerbe-
triebliche Ausbildung) begonnen, wes-
halb in den Förderjahren 2000 und 2001
nicht mehr das gesamte Fördervolumen
für neue Maßnahmen zur Verfügung
stand. Außerdem haben 18 000 Jugendli-
che, die bereits 1999 durch JUMP geför-
dert worden waren, in den Jahren 2000
und 2001 erneut eine Maßnahme begon-
nen. Hinzu kommen knapp 6 000 Jugend-
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Jugendliche

Gelingt der Sprung aus der
Arbeitslosigkeit?
Eine Zwischenbilanz des Jugendsofortprogramms
(JUMP) in 12 Befunden



Dies ist ein wichtiger Hinweis darauf,
dass sich bei den älteren Jugendlichen be-
reits eine „Arbeitslosigkeits-Maßnahme-
karriere“ abzeichnet, die durch das zur
Verfügung stehende JUMP-Instrumenta-
rium nur schwer verhindert werden kann.

11. Sechs Monate nach Abschluss der
JUMP-Förderung zeigen sich weitere
Verbesserungen bei den ehemaligen
Teilnehmern.

Der Anteil der arbeitslosen Jugendlichen
ist von zunächst 33 Prozent auf 25 Prozent
zurückgegangen, der Anteil der Jugend-
lichen in nichtgeförderter Erwerbstätig-
keit um 3 Prozentpunkte gestiegen. Der
Anteil der Jugendlichen in beruflicher
Ausbildung ist um 6 Prozentpunkte ge-
wachsen, ihr Anteil in Maßnahmen leicht
um 2 Prozentpunkte gesunken. Ob dies ur-
sächlich auf die Teilnahme zurückzufüh-
ren ist, kann jedoch nicht gesagt werden.

12. Die Wirkungen demographischer
Wellen, konjunktureller und sektora-
ler Entwicklungen sowie regionale
Strukturdefizite können selbst durch
den beachtlichen Umfang des Jugend-
sofortprogramms nur ansatzweise aus-
geglichen werden.

Gesamtwirtschaftliche Entwicklungen
beeinträchtigen den Eingliederungseffekt
in betriebliche Ausbildung und Beschäfti-
gung. Das Fehlen von Ausbildungs- und
Arbeitsplätzen auf dem ersten Arbeits-
markt kann selbst durch ein umfangrei-
ches Sofortprogramm nur bedingt ausge-
glichen werden. Im Vordergrund stehen
individuelle Förderung und Integration,
mit denen auch zu einer Verbesserung in-
dividueller Chancengleichheit beigetra-
gen werden kann.

Bei einer Bewertung des Programms sind
neben dem unmittelbaren Effekt der Ein-
gliederung in betriebliche Ausbildung
und Beschäftigung deshalb weitere Ziele
zu berücksichtigen wie die Vermittlung
beruflicher und betrieblicher Erfahrung,
Motivation, Stabilisierung und Aktivie-
rung sowie die Unterstützung der Jugend-
lichen in kritischen Statuspassagen.

Hans Dietrich/Redaktion

Benachteiligten und behinderten Jugend-
lichen gelingt seltener der Einstieg in
nichtsubventionierte Erwerbstätigkeit.
Man findet sie dagegen häufiger in Ar-
beitslosigkeit, weiteren Maßnahmen oder
in der Ausbildung.

Ausländische Jugendliche nehmen nach
der JUMP-Förderung zu überdurch-
schnittlich hohen Anteilen eine Erwerbs-
tätigkeit auf, melden sich seltener arbeits-
los und treten auch weniger oft in eine
weitere Maßnahme ein.

Junge Aussiedler werden ebenfalls selte-
ner arbeitslos. Bei dieser Gruppe steht je-
doch der Übergang in eine betriebliche
oder schulische Berufsausbildung und
weniger der Übergang in die Erwerbstä-
tigkeit im Vordergrund.

8. Gleichwohl verlieren diese Unter-
schiede beim Übergangsverhalten an
Bedeutung, wenn man zentrale erklä-
rende Merkmale statistisch kontrol-
liert.

Solche erklärenden Merkmale sind: die
Art der JUMP-Maßnahme, die Region,
die schulische Leistung, der soziale Status
der Eltern sowie die Erfahrungen der El-
tern mit Langzeitarbeitslosigkeit.

9. Wirkungen individueller Benachtei-
ligungsmerkmale auf das Übergangs-
geschehen können durch die bloße
Teilnahme an einer JUMP-Maßnahme
nur bedingt kompensiert werden.

Hier ist etwa an mangelnde Schulleistun-
gen der Jugendlichen selbst zu denken.
Aber auch eine unzureichende Unterstüt-
zung durch die Familie kann sich negativ
auf den Übergang von der Schule in die
Erwerbstätigkeit auswirken.

10. Es besteht ein deutlicher Zu-
sammenhang zwischen dem Alter der
Teilnehmer und der Art des Übergangs
– ein wichtiger Hinweis für die Förder-
politik.

Mit zunehmendem Alter der Jugend-
lichen steigt der Anteil derer deutlich an,
die arbeitslos werden. Weniger stark aus-
geprägt ist die Zunahme beim Übergang
in nichtsubventionierte Erwerbstätigkeit.
Dagegen sinken mit steigendem Alter die
Übergangsquoten in betriebliche Ausbil-
dung und vor allem in weitere
JUMP-Maßnahmen. Je jünger die Teil-
nehmer sind, um so mehr münden wieder
in solche Maßnahmen ein.

lose Jugendliche profitieren jedoch über-
proportional, im Jahr 2000 besonders in
den neuen Bundesländern. In diesem Jahr
betrug der Anteil der langzeitarbeitslosen
Jugendlichen an der Förderung bundes-
weit 24 Prozent, unter den arbeitslosen
Jugendlichen hingegen 17 Prozent. Aus-
ländische Jugendliche sind in der
JUMP-Förderung insgesamt unterreprä-
sentiert. Die Förderung benachteiligter
Jugendlicher wurde insbesondere in den
neuen Bundesländern im Jahr 2000 deut-
lich verstärkt: Ihr Anteil lag durchschnitt-
lich bei 29 Prozent, in den neuen Bundes-
ländern sogar bei 35 Prozent.

6. Knapp zwei Drittel der „arbeits-
marktaktiven“ Maßnahmeabsolventen
münden unmittelbar nach Abschluss
der JUMP-Förderung in Ausbildung
oder Beschäftigung ein.

Im Einzelnen ergibt sich folgendes Bild:
Ein Fünftel findet unmittelbar nach der
JUMP-Förderung eine Beschäftigung auf
dem ersten Arbeitsmarkt, 10 Prozent be-
ginnen nach der Maßnahme eine „regulä-
re“ betriebliche Ausbildung, knapp 6 Pro-
zent wenden sich einer schulischen
Berufsausbildung zu. Ein weiteres Fünftel
der Absolventen beginnt nach der
JUMP-Förderung eine weitere Maßnah-
me.

Jeder dritte geförderte Jugendliche wird
nach Abschluss der Maßnahme arbeitslos.
9 Prozent der Jugendlichen stehen nach
Abschluss der JUMP-Maßnahme dem
Ausbildungs- bzw. Arbeitsmarkt nicht zur
Verfügung (Krankheit, Mutterschaft,
Wehr- und Zivildienst).

7. Einige Zielgruppen des Jugendso-
fortprogramms unterscheiden sich im
Übergangsverhalten vom durchschnitt-
lichen Übergangsmuster.

Junge Frauen münden nach der
JUMP-Maßnahme häufiger in Arbeitslo-
sigkeit, Ausbildung oder eine weitere
Maßnahme ein, als junge Männer. Diese
finden ihrerseits besonders oft eine Be-
schäftigung am 1. Arbeitsmarkt.
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Modellregionen
Zu den Förderregionen nach dem SGI-
Modell gehören die Arbeitsamtsbezirke
Neunkirchen, Saarbrücken und Saarlouis
im Saarland sowie in Sachsen der
Arbeitsamtsbezirk Chemnitz. Als weitere
Modellregion wurde im Sommer 2001
der Arbeitsamtsbezirk Zwickau neu auf-
genommen. 

Das Mainzer Modell wird in Rheinland-
Pfalz in den Arbeitsamtsbezirken Kob-
lenz, Mayen, Montabaur und Neuwied
erprobt. Aus Brandenburg kommen die
Arbeitsamtsbezirke Eberswalde und Neu-
ruppin. Bereits beschlossen ist die Aus-
weitung des Mainzer Modells auf das
ganze Bundesland Rheinland-Pfalz.

Implementation

Die mit der Umsetzung beauftragten
Arbeitsämter haben umfangreiche
Aktivitäten entfaltet, um die Förderungen
allgemein bekannt zu machen und um
zielgerichtet bei Unternehmen sowie bei
potenziellen Beschäftigtengruppen für die
neuen Förderinstrumente zu werben (vgl.
Abbildung 1).

Die Resonanz auf die vielfältigen Maß-
nahmen war eher verhalten. Allein über
Call-Center wurden mehr als 7 700 Be-
triebe in ausgesuchten Branchen ange-
sprochen. Von diesen hatten aber über die
Hälfte keinerlei Interesse an den För-

arbeitslosigkeit oder der geringen Qualifi-
kation wurde mit der Richtlinienänderung
zum 1. Mai 2001 aufgegeben.

Im Mainzer Modell werden dagegen an
die Arbeitskräfte Zuschüsse zu den Sozi-
alversicherungsbeiträgen gezahlt, um das
Nettoeinkommen und damit den Abstand
zu bestehenden Transferleistungen zu er-
höhen. Auf diese Weise sollen potenzielle
Arbeitsplätze, die aufgrund der niedrigen
Entlohnung bisher nicht besetzt werden
konnten, für die Beschäftigten attraktiver
werden. Erklärtes Ziel ist die Schaffung
zusätzlicher Beschäftigung für gering
verdienende Arbeitnehmer/innen und Al-
leinerziehende. Klein-Verdiener-Fami-
lien mit Kindern sollen mit Hilfe der Zu-
schüsse unabhängig von der Sozialhilfe
werden. Allgemein soll die Attraktivität
von Teilzeitarbeit gesteigert werden. Die
Konzeption zielt außerdem auf die Um-
wandlung von 630 DM-Jobs in sozialver-
sicherungspflichtige Beschäftigung. 

„Die schwierige Arbeitsmarktlage Ge-
ringqualifizierter und Langzeitarbeits-
loser macht es notwendig, zu handeln
und neue Reformansätze auszuprobie-
ren. Mit den Modellprojekten betreten
wir beschäftigungspolitisches Neu-
land.“ Mit diesen Worten startete
Bundesarbeitsminister Riester im Juni
2000 die Erprobung des im Bündnis
für Arbeit beschlossenen Sonderpro-
gramms CAST. Nach über einem Jahr
liegen nun erste Ergebnisse der Begleit-
forschung vor, die die hoch gesteckten
Erwartungen an das Sonderprogramm
CAST relativieren.

Förderkriterien
Der Name des Sonderprogramms steht
für „Chancen und Anreize zur Aufnahme
sozialversicherungspflichtiger Tätigkei-
ten“, kurz CAST. Ein Name, ein Pro-
gramm, aber zwei Modellprojekte! Das
Programm ist vor Ort besser bekannt un-
ter der Bezeichnung dieser Modellprojek-
te. Das ist zum einen das Mainzer Modell
und zum anderen das Modell der Saar-
Gemeinschaftsinitiative (SGI-Modell).
Sie verfolgen dieselben globalen Zielset-
zungen der Beschäftigungsförderung,
aber auf unterschiedliche Weise. Gemein-
sam ist beiden die individuelle Höchst-
dauer der Förderung, die ursprünglich auf
18 Monate begrenzt war und zum 1. Mai
2001 auf 36 Monate verdoppelt wurde.

Das SGI-Modell will vor allem für Ar-
beitgeber Anreize schaffen, neue Stellen
im Niedriglohnbereich anzubieten und of-
feriert ihnen einen Zuschuss zu den Sozi-
alversicherungsbeiträgen der geförderten
Personen. Dieser Zuschuss wird in voller
Höhe des AG-Sozialversicherungsbei-
trags bei einem Bruttostundenlohn bis zu
DM 10,- gewährt. Er nimmt dann mit 
steigenden Stundenlöhnen ab und entfällt
ab DM 18,-. Die Arbeitnehmer/innen
können Qualifizierungsmaßnahmen in
Anspruch nehmen. Die ursprüngliche
Zielgruppenorientierung an der Langzeit-

IAB

Beschäftigungsförderung 

Bisher geringe Nachfrage
im Niedriglohnsektor
Ein Jahr Erfahrungen mit dem Sonderprogramm CAST

Aktivitäten der Arbeitsämter für CAST

in Rheinland-Pfalz und dem Saarland

AAbbbb..  11 Quelle: Landesarbeitsamt Rheinland-Pfalz-Saarland vom September 2001
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unternehmensnahen Dienstleistungen zu
verzeichnen, wobei es sich vorrangig um
Förderfälle in den Bereichen Gebäuderei-
nigung und Arbeitnehmerüberlassung
handelt. Weitere Schwerpunkte bilden
Arbeitsplätze in Handel und Gastrono-
mie. 

Fazit 
Von „beschäftigungspolitischem Neu-
land“ sprach Arbeitsminister Riester vor
gut einem Jahr. Aus heutiger Sicht ist die
Resonanz auf das arbeitsmarktpolitische
Sonderprogramm CAST angesichts der
intensiven Umsetzungsaktivitäten der 
Arbeits- und Sozialämter in den Förderre-
gionen als gering einzustufen. Trotz größ-
ter Anstrengungen blieben die Bewilli-
gungen weit hinter den großen
Erwartungen zurück. 

Die Ursachen sind vielfältig: Die admi-
nistrative Umsetzung gestaltet sich beim
Mainzer Modell schwieriger als beim
SGI-Modell, da hier die Förderung von
zahlreichen individuellen Faktoren ab-
hängt. Außerdem steht CAST in Konkur-
renz zu bereits bestehenden Förderinstru-
menten. 

Auch hat sich die Erwartung, dass nach
Einführung der Fördermöglichkeiten
zahlreiche offene Stellen gemeldet wür-
den, nicht bestätigt. Unisono wird von
den Vertretern der Arbeitsämter die ge-
ringe Nachfrage der Unternehmen be-
klagt. Die Akteure des Mainzer Modells
mussten in ihrer Umsetzungsstrategie von
der Bewerbergewinnung sogar zur Stelle-
nakquise übergehen.

Bewährt hat sich die Erprobung im Rah-
men eines regional und zeitlich begrenz-
ten Modellprojekts, flankiert durch Pro-
jektbeiräte und Begleitforschung. 

Alfons Hollederer, Helmut Rudolph

rung arbeitslos gemeldet. Insgesamt be-
zog über ein Drittel der geförderten Per-
sonen vor der Arbeitsaufnahme als Lohn-
ersatzleistung ausschließlich Sozialhilfe,
im Mainzer Modell mit 41 Prozent deut-
lich mehr als im SGI-Modell mit 5,5 Pro-
zent. 

Ein weiteres erklärtes Ziel war – wie er-
wähnt – im Mainzer Modell die Um-
wandlung von 630-DM-Jobs in sozialver-
sicherungspflichtige Beschäftigung, was
sich in der Teilnehmerstruktur widerspie-
gelt. Fast jeder zehnte geförderte Teilneh-
mer im Mainzer Modell war vorher ge-
ringfügig beschäftigt, während dies im
SGI-Modell nur auf vier der 128 Bewilli-
gungen zutrifft.

! Eine Besonderheit des SGI-Modells
besteht darin, dass den Beschäftigten eine
Qualifizierungsmöglichkeit eröffnet wer-
den soll. Dafür wird ein weiterer Betrag
in Höhe des Arbeitgeberzuschusses in ei-
nen regionalen Qualifizierungsfonds ein-
gezahlt. Diese Chance wird aber noch
zaghaft genutzt. Aus dem Fonds sind bis-
her für 26 der 128 geförderten Personen
Maßnahmen vorgesehen.

! 44 Prozent der bisherigen Förderungen
dauern maximal bis zu einem Jahr, weil
die Arbeitsverträge von vornherein kürzer
befristet sind oder das Arbeitsverhältnis
zwischenzeitlich wieder gelöst wurde. 

! Die 782 Bewilligungen in beiden Mo-
dellen betreffen Arbeitsverhältnisse bei 
insgesamt 612 Betrieben. Die meisten Be-
triebe weisen also lediglich einen geför-
derten Arbeitsplatz auf. Nur zwei Betrie-
be der Gebäudereinigung erreichen die
bisherige Höchstzahl von 14 geförderten
Arbeitsverhältnissen. Anscheinend haben
die Betriebe die CAST-Förderung noch
nicht für ihre Personalstrategie entdeckt.
In den Branchen sind Häufungen mit fast
einem Drittel aller Förderfälle bei den

derinstrumenten. Rund 500 wünschten ei-
nen Rückruf des Arbeitsamtes und ledig-
lich 41 waren mit einer persönlichen Be-
ratung einverstanden.

Ein Jahr Erfahrungen mit
CAST
! Bis zum Oktober 2001 wurden 654
Bewilligungen im Mainzer Modell und
128 Bewilligungen im SGI-Modell er-
fasst (vgl. Abbildung 2). Diese Zahlen
sind als Zwischenstand zu betrachten, da
Bewilligungen von Fördermitteln bis zum
Dezember 2002 erfolgen werden. Der 
regionale Schwerpunkt der Fördermaß-
nahmen liegt im Bundesland Rheinland-
Pfalz, wo fast drei Viertel aller Bewilli-
gungen erfolgten. Insgesamt ist die
Inanspruchnahme bisher hinter den ur-
sprünglichen Erwartungen zurückgeblie-
ben, insbesondere im SGI-Modell mit ei-
nem Anteil von nur 16 Prozent aller
Bewilligungen.

! Sowohl im Mainzer als auch im SGI-
Modell sind fast zwei Drittel der geför-
derten Personen Frauen. Dieser hohe
Frauenanteil geht mit einer insgesamt
ebenso hohen Teilzeitquote einher. Dies
steht mit dem erklärten Ziel des Mainzer
Modells im Einklang, die Attraktivität
von Teilzeitbeschäftigungen zu steigern.

! Jeder zehnte Teilnehmer im Mainzer
Modell zählt zu den Jugendlichen unter
25 Jahren. Im SGI-Modell ist der Anteil
dreimal so hoch. Mit beiden Modellen
werden allerdings kaum Personen im Al-
ter von über 55 Jahren erreicht. 

! Die Analyse der Teilnehmerstruktur
zeigt, dass über die gemeldeten Arbeitslo-
sen hinaus auch bisher nicht erwerbstäti-
ge Personen und geringfügig Beschäftigte
erreicht werden konnten. Sowohl im
Mainzer als auch im SGI-Modell waren
nur knapp zwei Drittel der geförderten
Beschäftigten vor Eintritt in die Förde-
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Bewilligungen in CAST nach dem Mainzer und dem SGI-Modell

Ebers-
walde

55

Neu-
rupin

46

SSuummmmee

110011

Koblenz

171

Mayen

122

Monta-
baur

159

Neu-
wied

101

SSuummmmee

555533

Summe

665544

Neun-
kirchen

80

Saar-
brücken

5

Saar-
louis

39

SSuummmmee

112244

Chem-
nitz

4

Summe

112288

Summe

782

AAbbbb..  22 Quelle: IAB-Auswertung der CAST-Förderdatei zum Stichtag 23. Oktober 2001
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senSaarland
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greift. Sie blendet die kurzfristigen Ent-
lastungsaspekte, die Zielgruppen- und
Regionalorientierung sowie die realen
Wirkungen dieser Maßnahmen auf Hu-
mankapital und Infrastruktur weitgehend
aus. Die Dimensionierung des Haushalts
der BA entspricht zwar nur den Mindest-
anforderungen an eine situationsgerechte
Arbeitsmarktpolitik. Aber die neuen
Maßnahmen (u. a. nach dem Job-Aqtiv-
Gesetz) sowie die Vermittlungsoffensive
der BA versprechen auch einen Beitrag
zum Abbau der Arbeitslosigkeit. Ihre 
volle Wirkung können sie allerdings erst
allmählich und im Zuge einer gesamtwirt-
schaftlichen Belebung der Arbeitskräfte-
nachfrage entfalten.

Der Arbeitszeitpolitik wird bisher wenig
Aufmerksamkeit gewidmet, obwohl die
Vergangenheit lehrt, dass sie unter be-
stimmten Bedingungen zur Krisenbewäl-
tigung beitragen kann. Die Bandbreite der
Möglichkeiten reicht hier von einer stär-
keren Nutzung der Kurzarbeitsregelung
bis zu befristeten flexiblen Arbeitzeitver-
kürzungen wie sie in der Metallindustrie
vor Jahren schon zur Beschäftigungssi-
cherung vereinbart worden waren – mög-
licherweise auch die Kombination mit be-
ruflicher Qualifizierung (vgl. hierzu auch
den Artikel auf S. 6). Es liegt hier weitge-
hend in der Hand der Tarifpartner, be-
währte Modelle wieder zu beleben und
neue maßgeschneiderte Regelungen zu
entwickeln.

Arbeitsbereich VI/2

plante Steuersenkungen vorzuziehen, um
kurzfristig die private Konsumnachfrage
zu beleben und Leistungsanreize zu set-
zen. Des Weiteren wird zur Stärkung der
Investitionstätigkeit geraten. Vor allem
den öffentlichen Bauinvestitionen wird
hier eine tragende Rolle zugeschrieben.
Denn die Bauwirtschaft befindet sich in
einer anhaltend tiefen Krise. Dies gilt vor
allem für Ostdeutschland, wo andererseits
in weiten Bereichen noch hoher Bedarf an
Bauleistungen besteht.

Allerdings könnte – abgesehen von den
bekannten Wirkungsverzögerungen und
einem möglichem „Crowding Out“ – in
der gegenwärtigen Situation die Beschäf-
tigungswirksamkeit öffentlicher Ein-
nahmen- oder Ausgabenpolitik dadurch 
beeinträchtigt werden, dass wegen der
weltpolitischen Unsicherheit Konsumen-
ten und Investoren möglicherweise nicht
im gewünschten Maße auf staatliche Im-
pulse reagieren. Trotzdem können selbst
Maßnahmen mit kleineren Beschäfti-
gungseffekten sinnvoll sein.

Denn unter Finanzierungsaspekten sind
hier auch die hohen Kosten der Arbeitslo-
sigkeit zu beachten. Bei rd. 3,85 Mio. Ar-
beitslosen entstanden im Jahr 2001 mit
rund 137 Mrd. DM zwar etwas weniger
gesamtfiskalische Kosten als im Vorjahr
(142,4 Mrd. DM). Der Rückgang erklärt
sich jedoch großenteils aus geringeren
Mindereinnahmen pro Kopf bei den di-
rekten Steuern wegen der Steuerreform.
Im Ganzen sind die Mindereinnahmen
dennoch höher als erwartet, weil auch die
Arbeitslosenzahl deutlich über ihrem Er-
wartungswert liegt.

Die Vorschläge für eine beschäftigungs-
orientierte Lohnpolitik bewegen sich im
Spannungsfeld zwischen Kostensenkung
und Nachfragestabilisierung. Nominale
Lohnabschlüsse, die sich am Produktivi-
tätsfortschritt und an der voraussichtlichen
Kerninflationsrate orientieren, könnten
beiden Zielen gerecht werden. Umstritten
sind Laufzeiten und sektorale/betriebliche
Differenzierungen der Tarifverträge sowie
mögliche Revisionsklauseln.

Die traditionellen Maßnahmen der Ar-
beitsmarktpolitik – Beschäftigungsschaf-
fende Maßnahmen und die Förderung der
beruflichen Weiterbildung – schließlich
stehen im Kreuzfeuer der Kritik. Wobei
allerdings die Focussierung der Debatte
auf das Wiedereingliederungsziel zu kurz

durchschnittliche Jahresarbeitszeit um 0,3
Prozent sinken wird, ist eine Abnahme des
gesamtwirtschaftlichen effektiven Ar-
beitsvolumens um 0,4 Prozent zu erwar-
ten. Die Arbeitsproduktivität (je Stunde)
wird dann wie im Vorjahr – konjunktur-
und auslastungsbedingt – relativ schwach
steigen (+1,7 Prozent). Unter diesen An-
nahmen dürfte die Zahl der Beschäftig-
ten zunächst weiter abnehmen und erst
im Verlauf des 2. Halbjahres 2002 wieder
leicht steigen.

Das Arbeitsangebot bleibt gegenüber dem
Vorjahr nahezu unverändert, weil sich die
gegenläufigen Komponenten des Erwerbs-
personenpotenzials im Ganzen fast aus-
gleichen. Unter der Annahme von 1,25
Prozent Wachstum des realen Bruttoin-
landsprodukts ergibt sich für den Jahres-
durchschnitt 2002 eine Zahl von knapp
3,9 Mio. Arbeitslosen und damit etwas
mehr als im Vorjahr. Erst für das zweite
Halbjahr kann unter diesen Bedingungen
mit einer Stabilisierung der Entwicklung
der Arbeitslosenzahlen gerechnet werden.
Der Abbau der Arbeitslosigkeit um gut
500 000 Personen in den Jahren 1998 bis
2000 hätte sich dann in den Jahren 2001
und 2002 nicht mehr fortgesetzt.

Beschäftigungspolitische
Aspekte
Angesichts solcher Perspektiven für
Wachstum, Beschäftigung und Arbeitslo-
sigkeit im Jahr 2002 wird zunehmend ge-
fragt, ob diese Entwicklungen unaus-
weichlich sind oder ob den belastenden
Einflüssen kurzfristig entgegengewirkt
werden kann und welche Politikbereiche
ggf. gefordert wären.

Diskutiert werden gegenwärtig vor allem
Vorschläge für eine beschäftigungsorien-
tierte Finanzpolitik (vgl. auch den Artikel
auf S. 3). So wird empfohlen, ohnehin ge-
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Fortsetzung von S. 2

Die auf der CD-ROM proARBEIT recher-
chierbaren Datenbanken mit insgesamt
200 000 Nachweisen stehen ab Mitte 2001
auch im Intranet der BA zur Verfügung. 

Die Datenbanken können ohne Installation
von jedem an das BA-Netz angeschlossenen
PC mit Hilfe des Internet-Browsers aufgeru-
fen werden. Die Recherchesoftware ist in
ihrer Oberfläche und Funktionalität ähnlich
der auf der CD-ROM proARBEIT. Die In-
halte sind dieselben. 

proArbeit im Intranet


